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Solidaritätserklärung mit Blockupy

Tausende Menschen gingen am vergangenen Samstag gegen das Krisenregime der 
Troika aus EU-Kommission, Europäischer Zentralbank (EZB) und Internationalem 
Währungsfonds  in Frankfurt auf die Straße.

Erneut wurden nach 2012 die antikapitalistischen Blockupy Proteste von Exzessen 
der Polizeigewalt und Schikanen gegen friedliche Demonstrationsteilnehmer 
überschattet.

Angeblich und laut eigener Darstellung sei  die Polizei durch einige „Chaoten“ und 
„Randalierer“ gezwungen gewesen, diese Maßnahmen zur Herstellung von 
öffentlicher Ordnung, Gesetz und Sicherheit zu ergreifen.

Das Gegenteil ist jedoch der Fall. Der Konsens der Blockupy Proteste „Von uns gehen 
keine Eskalationen aus“ wurde eingehalten. 

Die Darstellung der Ereignisse durch die Polizei wurde von einer Reihe 
Medienberichte kolportiert, wodurch offenbar öffentlich der Eindruck entstehen sollte,
die Eskalationen seien von den Demonstrantinnen ausgegangen und dass man sich 
an den Protesten gegen die EU Krisenpolitik besser nicht beteiligen soll.

Als Legitimation für diese Aktion diente ein angeblich vermummter und bewaffneter 
Schwarzer Block, den es jedoch nicht gab. Sonnenbrillen, Regenschirme, Schals und 
Transparente mussten der Polizei als Vermummungsgegenstände und Bewaffnungen 
herhalten.

Damit setzten sich die Verantwortlichen über eine Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts Frankfurt hinweg, das die Route des Blockupy-Bündnisses 
erlaubt hatte, und setzten somit das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit außer 
Kraft. 

Es wirkt zynisch, wenn die Bundesregierung  in Anbetracht der erst zwei Tage zuvor 
stattgefundenen Rechtsbrüche in Frankfurt am 3. Juni die Türkei wegen der 
Polizeiübergriffe auf Demonstranten im Gezi Park zur Besonnenheit mahnt und 
darauf hinweist, dass Meinungs- und Versammlungsfreiheit Grundrechte sind und der
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Staat verhältnismäßig reagieren müsse.

Angesichts der unübersehbaren Wirkungslosigkeit der europäischen Krisenpolitik ist 
das Außerkraftsetzen demokratischer Grundrechte offensichtlich zum 
Hauptinstrument gegenüber kapitalismuskritischen Protesten geworden. Krisenzeiten 
sind Zeiten des legitimen Protestes. Dieser muss gerade auch dann möglich sein und 
durchgesetzt werden, wenn es denen, gegen die protestiert wird, nicht passt. 
Berichte, nach denen bereits im Vorfeld seitens der Polizei derartige Übergriffe auf 
die Proteste geplant sein sollen, unterstreichen das nochmals.

Wir fordern von der hessischen Landesregierung, den Polizeieinsatz vom 1. Juni 2013
für unrechtmäßig und nicht verhältnismäßig zu erklären, auf dieser Basis die Opfer zu
entschädigen und die politisch Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen.

Mit freundlichen Grüßen

Thomas Trüten,
Bündnissprecher
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